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Themenschwerpunkte der 13. Integra-
tionsministerkonferenz Mitte März in 
Nürnberg waren u.a. „Einwanderung 
und Einbürgerung“, „Sprachförderung 
und Integrationskurse“, „Ausbildung 
und Arbeitsmarktintegration“ sowie 
„Religiös begründeter Extremismus“. 

In dem beschlossenen Leitantrag „In-
tegration – Zusammenhalt durch Ori-
entierung“ wird ausgeführt, dass eine 
erfolgreiche Integration für den Zusam-
menhalt in der Gesellschaft wichtig sei 
und nicht einfach von selbst gelinge, 
deshalb müsse sie von der Aufnahme-
gesellschaft und den Zugewanderten 
gemeinsam gestaltet werden. Vor al-
lem zu Beginn ihres Aufenthaltes be-
nötigen Zugewanderte unterstützende 
Angebote. „Vorrang sollten hierbei die 
Regelsysteme haben, soweit sie hin-
sichtlich ihrer Zielsetzung für die Zu-
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Liebe Leserinnen und Leser, 

der hohe Fachkräftebedarf ist in den Berufsfeldern der Sozialwirt-
schaft, wie beispielsweise in den Erzieher- und Altenpflegeberufen, 
unübersehbar! Initiativen, u.a. Fachkräfte aus den EU-Ländern für 
eine Arbeitsaufnahme in Deutschland zu gewinnen, waren aber nur 
bedingt erfolgreich. Die neue Initiative „Sozialwirtschaft integriert“ 

setzt deshalb gezielt an der beruflichen Integration geflüchteter Menschen in diesen Feldern an. 
Ziel ist es, langfristige und einzelfallbezogene Maßnahmenkonzepte zu entwickeln. Beispielsweise 
modulare Projekte, die Geflüchtete motivieren, qualifizieren und ausbilden – und auf Übergänge 
in Beschäftigung ausgerichtet sind. Landkreise, Städte und Gemeinden sind daher aufgefordert 
in ihren Regionen initiativ zu werden und geeignete Projekte zu entwickeln. Anträge nimmt das RP 
Kassel bis zum 30.04.2018 entgegen. 

Ihr

Stefan Grüttner Hessischer Minister für Soziales und Integration

wanderinnen und Zuwanderer passen“.  
 
Die Integrationsministerkonferenz hat 
auch zwei hessische Anträge einstim-
mig angenommen. Der erste Antrag 
fordert vom Bund, die Finanzmittel so-
wohl für die „Migrationsberatung für 
erwachsene Zuwanderer“ als auch für 
die „Jugendmigrationsdienste“ be-
darfsgerecht aufzustocken. 

Hierzu erklärte der Bevollmächtigte für 
Integration und Antidiskriminierung, 
Staatssekretär Kai Klose: „Die einzel-
fallbezogenen migrationsspezifischen 
Beratungs- und Begleitungsangebote 
werden durch die deutlich gestiegene 
Zahl der Geflüchteten zunehmend in 
Anspruch genommen. Das erfordert 
eine Ausweitung der Migrationsbera-
tung für Erwachsene und auch der Ju-
gendmigrationsdienste.“ 

Der zweite hessische Antrag themati-
siert die teils erheblichen Mängel bei 
der Organisation und Durchführung der 
Integrationskurse des Bundes. Kritisiert 
werden unter anderem die langen War-
tezeiten für einen Integrationskurs und 
die zu geringe Kursdifferenzierung. Die 
Integrationskursangebote seien nicht 
ausreichend an die Voraussetzungen 
und Fähigkeiten der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer angepasst. Darüber 
hinaus ist die Erfolgsquote der Integ-
rationskurse sehr bescheiden. Zu viele 
brechen den Kurs ab oder scheitern bei 
der Sprachprüfung. In diesem Zusam-
menhang fordert Staatssekretär Klose: 
„Der Bund muss dringend die Qualität 
seiner Integrationskurse überprüfen 
und notwendige Veränderungen ein-
leiten, damit die Chancen der Teilneh-
menden auf dem Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt verbessert werden können“.

13. Integrationsministerkonferenz in Bayern
	 Anträge aus Hessen einstimmig angenommen



2

Der Integrationsplan
		  Meilenstein für die hessische Praxis
„Integration geht alle an!“. Dieser Satz ist nicht nur politi-
scher Leitgedanke. Er macht deutlich, dass Integration eine 
Aufgabe ist, die alle Bürgerinnen und Bürger in Hessen mit 
Leben erfüllen müssen. 
Deswegen hat der Hessische Landtag in der letzten Legis-
laturperiode zunächst die Enquetekommission „Migration 
und Integration in Hessen“ eingesetzt, die Handlungsemp-
fehlungen zum Thema „Integrationspolitik“ erarbeitete. Im 
März 2015 wurde die „Hessische Integrationskonferenz“ 
von der Hessischen Landesregierung berufen, der viele 
engagierte Personen aus der Zivilgesellschaft angehören. 
Aufbauend auf den Ergebnissen der Enquetekommission 
sowie unter Beachtung des Nationalen Integrationsplans 
erarbeitete die Integrationskonferenz als beratendes Gre-
mium Handlungsempfehlungen zur Erstellung eines Integ-
rationsplans für Hessen.

Diese Phase war von einem konstruktiven Dialog zu verschie-
denen integrationspolitischen Themen gekennzeichnet.
Sieben Arbeitsgruppen diskutierten intensiv über folgende 
Handlungsfelder:

•	 Sprache und Bildung
•	 Wirtschaft und Arbeitsmarkt
•	 Gesundheit, Pflege, Familie und Gleichberechtigung
•	 Politische und gesellschaftliche Partizipation, Sport, 

Feuerwehr, Wohnen und Freizeit
•	 Religion, Kultur und Medien
•	 Interkulturelle Öffnung, Diversity, Antidiskriminierung
•	 Zuwanderung und Flüchtlinge. 

Die Vorschläge der Arbeitsgruppen einbeziehend, beschreibt 
der nun vorliegende Hessische Integrationsplan Ziele, Leitli-
nien und Instrumente der hessischen Integrationspolitik. Er 
zeigt, wie die soziale und gesellschaftliche Integration von 
Zugewanderten und Geflüchteten in Hessen gelingen kann.

Im Verlauf seiner Entstehung wurde deutlich, 
dass die große Mehrheit der Hessinnen und 

Hessen gut, respektvoll und friedlich 
zusammenleben. Dabei spielt es keine 
Rolle, wo sie ihre Wurzeln haben, wel-

che kulturellen Traditionen sie pflegen oder 
welcher Religion sie angehören. Diese Vielfalt 
gilt es zu erhalten und zu sichern. Integration ist 
insofern ein kontinuierlicher Prozess, der Politik 
und Gesellschaft immer wieder vor Herausfor-
derungen stellt.

So wanderten im Nachkriegsdeutschland der 1950er und 
1960er Jahre des vergangenen Jahrhunderts viele Menschen 
aus anderen Ländern zu. Sie hatten oftmals nicht geplant, 
sich auf Dauer hier niederzulassen. Tatsächlich leben jedoch 
viele von ihnen mittlerweile in der dritten oder vierten Ge-

Titelseite des Hessischen Integrationsplanes © HMSI

neration in Deutschland. Sie und ihre Nachkommen sind hier 
heimisch geworden. Diese Verwurzelung ist eine große Leis-
tung sowohl der aufnehmenden Bevölkerung als auch der 
Zugewanderten. 

Eine weitere große Herausforderung stellte 2015 der Zuzug 
von vielen Geflüchteten in einem sehr kurzen Zeitraum dar. 
Die Unterbringung und Versorgung dieser Flüchtlinge er-
forderte ein sofortiges Handeln von Politik, Verwaltung und 
Gesellschaft. Auf diese Aufgabe hat die Hessische Landesre-
gierung unmittelbar reagiert und mit den Aktionsplänen Asyl 
I und II bundesweit beispielhafte Maßnahmenpakete aufge-
legt, die durch ein hohes gesellschaftliches Engagement ge-
tragen und unterstützt wurden.

Es geht also einerseits um die frühzeitige Integration von Zu-
gewanderten und Geflüchteten und andererseits um nachho-
lende Integration für schon länger hier lebende Zuwanderin-
nen und Zuwanderer. Außerdem geht es darum, Strategien 
für eine langfristige Integration und für ein gemeinschaftli-
ches Zugehörigkeitsgefühl zu entwickeln. Dieser Erkenntnis 
liegt der Gedanke zu Grunde, dass nicht die Herkunft, son-
dern unsere gemeinsame Zukunft zählt:
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Die fünfte Sitzung der Hessischen In-
tegrationskonferenz im Hessischen 
Landtag fand erstmals gemeinsam mit 
dem Integrationsbeirat statt und war 
geprägt vom vielseitigen Austausch 
und lebhaften Diskussionen. 

Kai Klose, Staatssekretär und Bevoll-
mächtigter des Landes Hessen für 
Integration und Antidiskriminierung 
betonte eingangs, „dass wir mit dem 
Hessischen Integrationsplan unser In-
tegrationsverständnis formuliert und 
ein Gesamtkonzept für Integration in 
Hessen vorgelegt haben. In unserer 
vielfältigen Gesellschaft darf die Her-
kunft nicht das bestimmende Merkmal 
sein, sondern wir müssen auf das uns 
Verbindende achten: die Werte unse-
rer Verfassung, die Basis unserer offe-
nen Gesellschaft sind. Diese Werte sind 
nicht verhandelbar und verpflichten 
selbstverständlich uns alle. Umso mehr 
sollten wir gemeinsam daran arbeiten 
dieses Bekenntnis weiter mit Leben zu 
füllen“, so Klose.

Der Integrationsbeirat war zu der Sit-
zung eingeladen worden, um gemein-
sam mit der Integrationskonferenz über 
den Integrationsplan zu diskutieren. 

Klose unterstrich, dass das Bekenntnis 
zu Vielfalt, das sich im Integrationsplan 
widerspiegele, ein starkes Signal gera-
de in der derzeitigen Diskussion sei. „In 
Hessen richtet sich Integrationspolitik 
an alle Menschen, unabhängig davon 
wie lange sie bereits hier leben. Gera-
de die Betonung, dass auch Menschen, 
die vor Krieg und Verfolgung zu uns 
geflohen sind, hier ein neues Zuhause 
aufbauen können, ist mir besonders 
wichtig“, so Klose.

Die verschiedenen Handlungsfelder 
des Integrationsplans wurden von den 
zivilgesellschaftlichen Leitungen der 
Arbeitsgruppen, die bereits bei der 
Erarbeitung der Vorschläge involviert 
waren, vorgestellt. Übereinstimmend 
wurde in einer konstruktiven Diskussi-
on für alle Handlungsfelder festgestellt, 
dass sich viele wesentliche Forderun-
gen der Integrationskonferenz auch im 
Integrationsplan wiederfinden und zum 
Teil bereits mit finanziellen Mitteln ab-
gesichert sind.

Auch in dieser Integrationskonferenz 
wurde deutlich, dass das Gremium un-
terschiedliche gesellschaftliche Grup-
pen zusammenführt und so den von 

	 Integrationskonferenz  
		  gemeinsame Sitzung mit Integrationsbeirat

vielen geforderten breit angelegten 
Austausch über integrationspolitische 
Themen ermöglicht.

„Die Erarbeitung des Hessischen Integ-
rationsplans und die weitere Begleitung 
der Integration in Hessen gelingt nur im 
Dialog und in der Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft. Mein ganz beson-
derer Dank gilt daher allen, die sich an 
diesem Prozess aktiv beteiligen“, wür-
digte Staatssekretär Klose das hohe En-
gagement der Beteiligten.

Er sicherte zu, die Ergebnisse der Dis-
kussion, Anregungen und vorgeschla-
gene Erweiterungen zu den Maßnah-
men des Integrationsplans in einem 
Protokoll festzuhalten. Dieses kann 
dann in die Weiterentwicklung der hes-
sischen Integrationspolitik einbezogen 
werden. 

Um den fruchtbaren Austausch fortzu-
führen und um die derzeit von der Lan-
desregierung vorbereiteten Integrati-
onsverträge vorzustellen, kündigte der 
Staatssekretär im Einvernehmen mit der 
Integrationskonferenz eine weitere Sit-
zung noch in diesem Jahr an.

„Es kommt nicht darauf an, woher Du kommst, sondern 
wohin Du willst!“

Dabei spielt der Hessische Integrationsmonitor, der regelmä-
ßig etwa alle zwei Jahre fortgeschrieben wird, eine wichtige 
Rolle. Er ist ein wissenschaftliches Instrument, das auf sta-
tistischen Auswertungen basiert, Trends nachzeichnet und 
sowohl positive als auch negative Entwicklungen im Bereich 
der Integration von Zugewanderten und Geflüchteten auf-
zeigt. Dadurch ermöglicht er, Handlungsbedarfe frühzeitig 
zu erkennen und eine darauf angepasste Integrationspolitik 
zu gestalten. Der Hessische Integrationsmonitor belegt mit 
verschiedenen Indikatoren, dass die Integration von Zuge-
wanderten in Hessen langsam, aber stetig voranschreitet. 
So hat beispielsweise die Nutzung der deutschen Sprache in 
Familien mit Migrationshintergrund deutlich zugenommen. 

„Sprache ist der Schlüssel für eine gelungene Integra-
tion.“

Sprache ermöglicht die Teilhabe am gesellschaftlichen und 
politischen Leben. Sie ist Voraussetzung für den Erwerb von 

Bildung und den Zugang zum Arbeitsmarkt. Sie ist die Klam-
mer, die die einzelnen Themen miteinander 
verbindet, und somit von grundlegender 
Bedeutung. 

Aber auch die Anerkennung der Leistung von Zugewan-
derten und der entschiedene Kampf der Landesregierung 
gegen Rassismus und jede Form der Diskriminierung sind 
essentieller Bestandteil einer zukunftsfähigen Integrations-
politik. 

Im nun vorliegenden Hessischen Integrationsplan werden 
diese verschiedenen Aspekte miteinander zu einer Ge-
samtstrategie verknüpft.

Der Integrationsplan ist unter 
www.integrationskompass.de als 
Download unter Publikationen verfügbar. 
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Experten aus dem kommunalen Bereich, der Zivilgesell-
schaft, von Wohlfahrtsverbänden, der Wirtschaft usw. ver-
sammelt die Fachgruppe Integration des Asylkonvents. Sie 
ist eine von sieben Fachgruppen, die mit bestimmten the-
matischen Fragestellungen die Integration von Geflüchte-
ten in Hessen diskutiert, Vorschläge unterbreitet und damit 
dem Asylkonvent zuarbeitet.

In ihrer jüngsten Sitzung begrüßten die Mitglieder als ihren 
neuen Vorsitzenden den Bevollmächtigten für Integration 
und Antidiskriminierung, Staatssekretär Kai Klose in ihrer 
Mitte. Besonderes Interesse hatte die Fachgruppe an seinen 
integrationspolitischen Vorstellungen. Klose machte hier die 
Prinzipien seiner Arbeit deutlich: Nachdem die Erstversor-
gung der Geflüchteten vor allem in 2015 und 2016 mit der 
gebündelten Kraft aller staatlichen Ebenen, der Zivilgesell-
schaft und ganz außerordentlichem Engagement von Ehren-
amtlichen gelungen ist, stehe nun die Integration der Men-
schen im Vordergrund. Hessen schlage hier den Weg ein, 
nach Möglichkeit keine gesonderten Programme und Maß-
nahmen aufzulegen, sondern vielmehr bestehende Angebo-
te für Menschen mit Fluchthintergrund zu öffnen und diese 
auf die zusätzlichen Bedarfe auszurichten. Klose erläuterte: 

„Die Landesregierung nimmt hier den Vorschlag der Fach-
gruppe Integration auf, die Sozialpolitik in unserem Land in-
tegrativ auszurichten. Das heißt nichts Anderes, als integra-
tionspolitische Erfordernisse bei allen Angeboten und auch 
schon bei Konzepten mitzudenken“.
In der anschließenden Beratung vertiefte die Fachgruppe 
diesen Aspekt. Auch wurde hervorgehoben, dass zielführen-
de Hilfe für Geflüchtete mit allen daran Beteiligten geplant 
werden müsse und dass Netzwerke eine entscheidende Rolle 
spielten. Außerdem müssten alle Ämter dieselben Daten zu 
Grunde legen können – hier bestehe noch Optimierungsbe-
darf.
Als weiteres wichtiges Thema wurde der Familiennachzug 
von subsidiär Geschützten – diesen Status haben viele sy-
rische Geflüchtete -  angesprochen. Damit einher geht die 
Frage nach entsprechendem Wohnraum. Die Mitglieder der 
Fachgruppe waren sich einig, dass Segregation im Wohnen 
der Integration von zugewanderten Menschen stets entge-
genstehe. Denn: „Erst im Kontakt miteinander erleben sich 
Menschen als zugehörig. Und nur im Kontakt miteinander 
können wir Geflüchteten erklären und vorleben, wie unsere 
freie und offene Gesellschaft funktioniert“, so der Staatsse-
kretär abschließend.

Fachgruppe Integration des Asylkonvents 
							        Aktuelle Themen

Bildung im Fokus
			   Asylkonvent am 7. Februar 2018
Als Reaktion auf die damals sprunghaft 
steigende Flüchtlingszuwanderung rie-
fen Ministerpräsident Volker Bouffier 
und sein Stellvertreter, Wirtschaftsmi-
nister Tarek Al-Wazir, im Herbst 2015 
den Asylkonvent ins Leben. Alle wich-
tigen Akteure sollten an einem Tisch 
zusammengeführt werden, um über 
die Herausforderung der Versorgung 
von Geflüchteten zu beraten und um 
„gemeinsam daran zu arbeiten, wie wir 
die große Aufgabe erfolgreich erfül-
len“, so Bouffier in seiner Regierungs-
erklärung vom September desselben 
Jahres. 

Eine der wichtigsten Fragestellungen, 
mit denen sich der Asylkonvent befasst, 
ist mittlerweile die Bildung. Im Februar 
tagte der Asylkonvent deshalb erstmals 
in einer beruflichen Schule, um sich vor 
Ort zu informieren und auszutauschen.
Das Erlernen der deutschen Sprache 
und Integration sind untrennbar mit-

einander verknüpft; nur wer Deutsch 
spricht, kann Teil unserer Gesellschaft 
werden, erfolgreich die Schule absol-
vieren und einen sicheren Arbeitsplatz 
finden. In der Adolf-Reichwein-Schule 
in Limburg bekamen die Mitglieder des 
Asylkonvents einen Einblick, wie die 
Landesregierung auf der Grundlage 
des schulischen Gesamtsprachförder-
konzepts Schülerinnen und Schüler mit 
nichtdeutscher Herkunftssprache in der 
Bildungssprache Deusch fit macht. Die 
hessischen Maßnahmen können sich 
sehen lassen: Seit 2015 wurden 42.700 
Schülerinnen und Schüler in Intensiv-
sprachmaßnahmen in Deutsch unter-
richtet. Das reicht vom Vorlaufkurs für 
Kinder im Jahr vor der Einschulung bis 
hin zu jungen Erwachsenen in Intensiv-
klassen an beruflichen Schulen. Zum 
Schuljahresbeginn 2017/18 sind fast 
9.000 Personen aus Intensivmaßnah-
men in den schulischen Regelunterricht 
gewechselt.

Besonders erfolgreich sind Intensiv-
klassen an beruflichen Schulen, InteA 
(Integration durch Anschluss und Ab-
schluss). Hessenweit hatten InteA-
Klassen im Februar 2018 rd. 6.100 Ler-
nende. Hauptziel ist die Vermittlung 
ausreichender Deutschkenntnisse, im 
Idealfall nachgewiesen durch das Deut-
sche Sprachdiplom. Hessen nimmt mit 
seinen Teilnehmer- und Absolventen-
zahlen bundesweit eine Vorreiterrolle 
ein! Im Mai 2018 werden bis zu 4.000 
Teilnehmer erwartet.

Die intensiven Sprachfördermaßnah-
men zielen darauf ab, dass allen Schü-
lerinnen und Schülern, unabhängig von 
ihrer Herkunft und gemäß ihren indivi-
duellen Begabungen, gleiche Bildungs- 
und Ausbildungschancen ermöglicht 
werden. Mit Blick auf den Fachkräfte-
mangel profitiert davon die gesamte 
Gesellschaft.
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Staatssekretär Klose in der Diskussion 			          
Interkulturelle Woche 2018

Integrationsbeirat 
					     mit neuem Vorsitz

Die Interkulturelle Woche (IKW) findet 
jährlich ab Mitte September in mehr 
als 500 Städten und Gemeinden statt. 
Unter dem Motto „Vielfalt verbindet“ 
werden in diesem Jahr rund 5.000 
Veranstaltungen durchgeführt. Staats-
sekretär Kai Klose nahm im Rahmen 
der Vorbereitungstagung zur IKW an 
einem moderierten Gespräch mit Le-
sung mit dem Autor und Friedensakti-
visten Ali Can unter dem Titel „Hotline 
für besorgte Bürger… Wie bleiben wir 
im Gespräch?“ teil. 

Ali Can, selbst ehemaliger Asylsuchen-
der, engagiert sich für diverse Hilfsorga-
nisationen und gibt Workshops für den 
Umgang mit kultureller Vielfalt. Durch 
die von ihm gegründete "Hotline für 
besorgte Bürger" bekam er deutsch-
landweit mediale Aufmerksamkeit.
Kai Klose verwies in der Diskussion da-
rauf, dass Hessen vielfältig, bunt und 
weltoffen ist. 
Gegenseitige Achtung und der Respekt 
vor Verschiedenheit seien die Grund-
lagen hessischer Integrationspolitik. 
Dass Integration dennoch kein Selbst-

läufer ist, sei allen Beteiligten klar. Die 
wechselseitige Bereitschaft aufeinan-
der zuzugehen, der Respekt vor der 
kulturellen und religiösen Identität des 
Anderen, die Bereitschaft zum Erlernen 
der deutschen Sprache, aber auch die 
Identifikation mit unserer Rechts- und 
Gesellschaftsordnung seien wichtige 
Voraussetzungen für ein friedvolles Zu-
sammenleben. Genauso notwendig sei 
aber auch ein gesellschaftliches Klima, 

das Integration ermöglicht. Dazu müs-
se die uralte Angst vor „dem Fremden“ 
überwunden werden. 
Als Beispiele für Maßnahmen der Hes-
sischen Landesregierung, um Diskri-
minierung und Ablehnung entgegen-
zuwirken und eine Willkommens- und 
Anerkennungskultur zu etablieren, 
nannte er die Einrichtung der Antidis-
kriminierungsstelle und das Landespro-
gramm WIR.

In der Sitzung des Integrationsbeirates am 23. Januar stellte 
sich Kai Klose, Staatssekretär und Bevollmächtigter für Inte-
gration und Antidiskriminierung, den Mitgliedern als neuer 
Vorsitzender vor und diskutierte intensiv mit ihnen über die 
besonderen Herausforderungen der Integration in Hessen. 

So wurde festgestellt, dass mangelnde Sprachkenntnisse 
eine zentrale Rolle bei Ausbildungsabbrüchen von Zugewan-
derten spielen. Insbesondere die Anforderungen der Berufs-
schule und die Abschlussprüfungen führen zum Scheitern 
von Geflüchteten, nicht von Zugewanderten im Allgemeinen. 
Ganz selten liege es am Praxisteil der Ausbildung. 

Anschließend stellte Staatssekretär Klose die einzelnen 
Handlungsfelder der Hessischen Integrationspolitik vor, die 
im Haushaltsplan 2018/2019 eine wichtige Rolle spielen. 
Die weitere Verstetigung und Aufstockung der Mittel im 
Landesprogramm WIR wurde ebenso befürwortet wie das 
Programm „Hessen aktiv – für Demokratie und gegen Ext-
remismus“. Staatssekretär Klose betonte die Bedeutung von 

Integrationsmaßnahmen auch für bereits länger hier lebende 
Zugewanderte sowie deutsche Bürgerinnen und Bürger mit 
Migrationshintergrund.

Im zweiten Teil der Sitzung wurde die aktuelle Religionsstu-
die mit dem Titel „Wie hast Du´s mit der Religion II?“ vorge-
stellt, die eine Folgestudie zu der im Jahr 2013 erschienenen 
Studie ist. Zentrales und erfreuliches Ergebnis der aktuellen 
Studie ist, dass die religiöse Toleranz in Hessen signifikant 
gestiegen ist. Daran schloss sich eine intensive und konst-
ruktive Diskussion an, in der die Ergebnisse der Studie näher 
beleuchtet wurden.

Um den insgesamt guten Austausch, insbesondere hinsicht-
lich der Handlungsfelder des Hessischen Integrationsplans, 
weiterzuführen, wurde mit Zustimmung von Staatssekretär 
Klose vorgeschlagen, die nächste Sitzung der Integrations-
konferenz gemeinsam mit dem Integrationsbeirat durchzu-
führen.

V.l.n.r. Autor Ali Can, Staatssekretär Kai Klose und Moderator © www.interkulturellewoche
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Anlässlich des Workshops „WIR-Koor-
dination trifft Wissenschaft“ in Darm-
stadt erinnerte Staatssekretär Kai Klo-
se daran, dass „wir als Land erheblich 
in Integrationsmaßnahmen investieren 
und so auch die Kommunen unterstüt-
zen und entlasten.“ Die dialogorien-
tierte Veranstaltung zielte darauf ab, 
eine Plattform des Austausches für 
Vertreterinnen und Vertreter aus den 

Gesellschaftswissenschaften und der 
Praxis zum Thema der Integrationsar-
beit anzubieten und den Erfahrungs- 
und Wissenstransfer beider Arbeitsfel-
der zu unterstützen. 

Mit dem Landesprogramm WIR hat die 
Hessische Landesregierung seit dem 
Jahr 2014 den Schwerpunkt ihrer Inte-
grationspolitik auf die Bereiche inter-

WIR  trifft  WISSENSCHAFT
							          Impulse setzen

Workshopteilnehmerinnen und -teilnehmer bei der Diskussion © HMSI

kulturelle Öffnung und Aufbau einer 
Willkommens- und Anerkennungskultur 
gelegt. Durch die Etablierung von WIR-
Koordinatorinnen und Koordinatoren in 
allen hessischen Landkreisen werden 
diese bei der Gestaltung ihrer Integrati-
onsarbeit vor Ort aktiv unterstützt.

Daneben werden auf wissenschaftli-
cher Ebene fortlaufend Forschungen 
durchgeführt. Damit diese nicht für sich 
alleine stehen, ist es wichtig, Wissen-
schaft und Praxis die Möglichkeit zum 
gegenseitigen Austausch zu geben. 
Erfahrungen aus dem Alltag der Inte-
grationsarbeit können für die Gesell-
schaftswissenschaften wertvoll sein. 
Die praxisorientierte Ebene profitiert 
ihrerseits vom Wissen über den aktuel-
len Stand wissenschaftlicher Forschung 
und von einer Erweiterung der persön-
lichen Kompetenzen. 

Idealer Partner für die Zusammenfüh-
rung beider Fachgebiete ist die ge-
meinnützige Schader Stiftung, die in 
Kooperation mit dem Hessischen Mi-
nisterium für Soziales und Integration 
diesen Dialog zwischen Forschung und 
Praxis ermöglichte. 

Staatssekretär Kai Klose beim Besuch der Eyüp Sultan Moschee © HMSI

Staatssekretär Kai Klose besucht
Eyüp-Sultan Moschee

Im Rahmen der Internationalen Wo-
chen gegen Rassismus besuchte 
Staatssekretär Kai Klose im März die 
Eyüp Sultan Moschee in Frankfurt-Fe-
chenheim. 
„Diskriminierung aufgrund der eth-
nischen Herkunft von Menschen, aus 
rassistischen Gründen oder aufgrund 
der Religion lehnen wir entschieden 
ab. Kulturelle Vielfalt, unterschiedliche 
Lebensentwürfe und individuelle Ver-
schiedenheiten der Menschen, die hier 
leben, sind eine Bereicherung für unser 
Land. Mir ist es ein Anliegen, Rassismus 
und jeglicher Art von Diskriminierung 
entschieden entgegenzutreten“, unter-
strich der Staatssekretär.
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Frühjahr 2018: Eine Vielzahl unter-
schiedlicher Religionen und Weltan-
schauungen sind Teil unserer Gesell-
schaft. Die Freiheit der Religion und 
ihrer Ausübung sind verfassungsrecht-
lich garantiert – ebenso wie die Mög-
lichkeit, nichtreligiös zu sein. Gleichzei-
tig setzt diese Verfassung den Rahmen 
und die Grenzen von Religionsaus-
übung. Kein heiliges Buch steht über 
dem Grundgesetz – auch keine Welt-
anschauung und keine Tradition. Unse-
re Verfassung kennt keinen religiösen 
Bezug, also auch keine Hierarchie zwi-
schen Religionen. Dabei ist unbestrit-
ten, dass Europa über Jahrhunderte 
von verschiedenen Religionen beson-
ders beeinflusst wurde – insbesondere 
vom Christen- und vom Judentum, aber 
auch vom Islam. Heute ist der Islam, wie 
es Kanzlerin und Bundestagspräsident 

richtig festgestellt haben, auch Teil un-
serer Gesellschaft. Die historische Prä-
gung und diese gegenwärtige Situation 
stehen nicht im Widerspruch zueinan-
der: Beides ist schlicht Fakt.
Auch die neue Bundesregierung hat 
sich in ihrem Koalitionsvertrag dem Ziel 
verpflichtet, den Zusammenhalt der 
Gesellschaft zu stärken. Dieser Zusam-
menhalt der Gesellschaft ist ein zent-
raler Teil der Staatsräson und diesem 
übergeordneten Ziel schadet, wer einer 
Religion ihre Zugehörigkeit zu unserer 
Gesellschaft pauschal abspricht. Denn 
die vorgenommene künstliche Tren-
nung zwischen der Religion auf der ei-
nen und den Menschen, die sich zu ihr 
bekennen, auf der anderen Seite, sie 
geht fehl. Alle drei abrahamitischen Re-
ligionen, aber auch andere Religionen 
und Weltanschauungen sind selbstver-

ständlich Teil unserer Gesellschaft und 
gehören zu Deutschland, weil die Men-
schen, die sich zu ihnen bekennen, Teil 
der deutschen Gesellschaft sind und 
dazugehören. Mit Widerspruch, Sankti-
onen oder gar Strafen müssen all dieje-
nigen rechnen, die unserer Rechtsord-
nung zuwider handeln – natürlich auch 
dann, wenn sie das vermeintlich religiös 
begründen. Das ist aber eine individu-
elle Frage, die weder Anlass sein kann 
noch darf, einer ganzen Gruppe ihre 
Zugehörigkeit abzusprechen: Gerade 
weil wir wissen, wie wichtig Identifika-
tion und das Gefühl, dazu zu gehören, 
sind, um sich zu integrieren, für die 
Gesellschaft zu engagieren und Verant-
wortung zu übernehmen. Wer es den-
noch tut, handelt entweder fahrlässig 
oder er legt bewusst die Axt an den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt.

KolumneAnsichten von 
Staatssekretär 
Kai Klose

Kluge Worte

(1) Die Freiheit des Glaubens, des 
Gewissens und die Freiheit des 
religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich.

(2) Die ungestörte Religions-
ausübung wird gewährleistet.

Artikel 4 des Grundgesetzes

von der Freiheit, religiös (oder nicht) zu sein

© DBT/Schüring
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Die Tradition hat sich bewährt – der Austausch der kommu-
nalen Integrationsbeauftragten mit dem hessischen Bevoll-
mächtigten für Integration und Antidiskriminierung. Dabei 
ging es Staatssekretär Kai Klose auch diesmal nicht nur um 
Informationsvermittlung über die hessische Integrationspo-
litik, sondern vor allem um die Anliegen der kommunalen 
Integrationsexperten und der Berichte aus ihrem Wirkungs-
kreis. 

„Für die Hessische Landesregierung ist Teilhabe ein Kernziel. 
Wir wollen die chancengerechte Teilhabe aller Menschen 
unabhängig von ihrer Herkunft, damit sie sich auch zu der 
Gesellschaft zugehörig fühlen“, betonte Kai Klose als Ziel der 
hessischen Integrationspolitik. 

Mit 30 Prozent habe Hessen den höchsten Anteil von Men-
schen mit Migrationshintergrund im Vergleich aller deut-
schen Flächenländer. Daher investiert das Land erheblich 
in Integrationsmaßnahmen und unterstützt und entlastet so 
auch die Kommunen. Als erfolgreiches Beispiel nannte der 

Staatssekretär das WIR-Programm mit einem Umfang von 
über 10 Millionen Euro in diesem und im kommenden Jahr. 

Als weitere Informationen aus der Landesregierung beka-
men die kommunalen Integrationsbeauftragten zwei detail-
lierte Berichte: Zum einen trug Christopher Textor aus dem 
Kultusministerium über den schulischen Integrationsplan 
mit Schwerpunkt Intensivklassen an beruflichen Schulen vor: 
InteA – Integration durch Anschluss und Abschluss. Hier 
werden beeindruckende Ergebnisse erreicht. Zum anderen 
informierte Bettina Weber aus der Asylabteilung im Sozial- 
und Integrationsministerium über die aktuelle Situation im 
Bereich der Erstaufnahme für Asylsuchende in Hessen. Zu 
beiden Berichten gab es Diskussionsrunden.

Beim nächsten Treffen der kommunalen Integrationsbeauf-
tragten, das noch vor der Sommerpause stattfindet, wird u.a. 
der Hessische Integrationsplan Thema sein.

Wichtiges in Kürze ...
Erhöhung der Mittel für das WIR-
Programm 
Im Hinblick auf die Bedeutung der Auf-
gabe der Integration und den Erfolg 
des Landesprogramms WIR wurde 
die Förderung von Integrationsmaß-
nahmen zum Haushaltsjahr 2018/2019 
nochmals aufgestockt auf insgesamt 
10,05 Mio. Euro.
Neben den bewährten Förderschwer-
punkten wie "WIR-Koordinations-
stellen", "niedrigschwellige Sprach-
fördermaßnahmen" und bestimmten 
Projekten werden seit diesem Jahr 
auch Mittel für Dolmetschertätigkei-
ten, um Ehrenamtliche im Bereich der 

Arbeit mit Asylbewerbern, Flüchtlin-
gen, Geduldeten und Zugewanderten 
in Hessen zu unterstützen, bereitge-
stellt.
Schon 2017 gab es eine Ausweitung der 
Programmlinien. Diese waren
•	 die Förderung von 33 Stellen im 

WIR-Fallmanagement für Geflüch-
tete

•	 Die Stärkung von Migrantenorgani-
sationen 

•	 die Förderung von innovativen Pro-
jekten zur Integration geflüchteter 
Frauen und

•	 die Förderung des Kompetenzzen-
trums Vielfalt. 

Homepage zur Einbürgerungskam-
pagne des Landes Hessen ist online!

„Unter welchen Voraussetzungen kann 
ich Deutsche werden?“ oder „Wo be-
antrage ich meine Einbürgerung?“: 
Antworten auf diese und viele weitere 
Fragen rund um das Thema Einbürge-
rung enthält die neue Website www.
einbuergerung.hessen.de der Hessi-
schen Landesregierung. Der Auftritt 
wendet sich in erster Linie an Migran-
tinnen und Migranten, die schon viele 
Jahre in Deutschland leben, aber noch 
nicht die deutsche Staatsbürgerschaft 
haben. Schauen Sie rein!

Integrationsbeauftragte der Kommunen 
im Gespräch mit Staatssekretär Klose


